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Von Quarantänepflicht 
betroffener 
Personenkreis

Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luftweg 
aus einem Staat außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland [in das Land/(...)] einreisen, sind 
verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf 
direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine 
andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich 
für einen Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer 
Einreise ständig dort abzusondern; dies gilt auch 
für Personen, die zunächst in ein anderes Land der 
Bundesrepublik Deutschland eingereist sind

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach der Website des Ministeriums für 
Soziales und Integration aufgehalten haben […]

Ausnahme von 
Personen, [einsetzen].
Transport

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen, Waren und Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug 
transportieren

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen, Waren und Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug 
transportieren

 a. der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens a. der Funktionsfähigkeit des GesundheitswesensAusnahmen der 
Personen deren 
Tätigkeit für die 



b. der öffentlichen Sicherheit und Ordnung b. der öffentlichen Sicherheit und Ordnung

c. der Pflege diplomatischer und konsularischer 
Beziehungen

c. der Pflege diplomatischer und konsularischer 
Beziehungen

d. der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens d. der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens

e. der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, 
Regierung und Verwaltung des Bundes, der Länder 
und der Kommunen

e. der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, 
Regierung und Verwaltung des Bundes, der Länder 
und der Kommunen

 f. der Funktionsfähigkeit der Organe der 
Europäischen Union und internationaler 
Organisationen 

f.  der Funktionsfähigkeit der Organe der 
Europäischen Union und internationaler 
Organisationen
g. der Funktionsfähigkeit von Einrichtungen und 
Unternehmen der Daseinsvorsorge (Energie- und 
Wärmeversorgung, Wasserversorgung, 
Abwasserbehandlung, Abfallentsorgung) 

Tätigkeit für die 
Aufrechterhaltung 
[einsetzen] zwingend 
notwendig ist; die 
zwingende 
Notwendigkeit ist 
durch den Dienstherrn 
oder Arbeitgeber zu 
prüfen und zu 
bescheinigen.



die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft, Schiffs-, 
Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als 
Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 
Bussen außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten 
haben

die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-
, Bahn- oder Busverkehrsunternehmen oder als 
Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 
Bussen außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten 
haben

die zwingend notwendig und unaufschiebbar 
beruflich oder medizinisch oder aus Gründen des 
Besuchs einer Bildungseinrichtung veranlasst in das 
Bundesgebiet einreisen

die täglich oder für bis zu [5 Tage] zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst in das Bundesgebiet 
einreisen

Ausnahme von 
Personen, [einsetzen].



die sich weniger als [48 Stunden / mindestens 
mehrtägig] im Ausland aufgehalten haben oder 
Personen, die einen sonstigen triftigen Reisegrund 
haben;  hierzu zählen insbesondere soziale Aspekte 
wie etwa

die sich weniger als 48 Stunden oder zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst 
im Ausland aufgehalten haben, oder Personen, die 
einen sonstigen triftigen Reisegrund haben; hierzu 
zählen insbesondere soziale Aspekte wie etwa

ein geteiltes Sorgerecht ein geteiltes Sorgerecht
ein Umgangsrecht

der Besuch des nicht unter dem gleichen Dach 
wohnenden Lebenspartners

der Besuch des nicht unter dem gleichen Dach 
wohnenden Lebenspartners

dringende medizinische Behandlungen  dringende medizinische Behandlungen 

Beistand oder Pflege schutzbedürftiger 
Personen

Beistand oder Pflege schutzbedürftiger 
Personen



Im Übrigen kann die zuständige Behörde in 
begründeten Einzelfällen auf Antrag weitere 
Befreiungen erteilen.

In begründeten Fällen können Befreiungen von der 
zuständigen Behörde zugelassen werden, sofern 
dies unter Abwägung aller betroffenen Belange 
vertretbar ist



die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen 
Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen 
(Saisonarbeitskräfte), wenn am Ort ihrer 
Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den ersten 14 
Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen 
betriebliche Hygienemaßnahmen und 
Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb 
der Arbeitsgruppe ergriffen werden,  die einer 
Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 vergleichbar 
sind, sowie das Verlassen der Unterbringung nur 
zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der 
Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem 
Beginn bei der zuständigen Behörde an und 
dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen nach 
Satz 1. [...]

die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen 
Arbeitsaufnahme in das Land Baden-Württemberg 
einreisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und 
ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer 
Einreise gruppenbezogene betriebliche 
Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur 
Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe 
ergriffen werden, die einer Absonderung nach § 1 
Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das 
Verlassen der Unterbringung nur zur Ausübung 
ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber zeigt 
die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der 
zuständigen Behörde an und dokumentiert die 
ergriffenen Maßnahmen nach Satz 1. Die 
zuständige Behörde hat die Einhaltung der 
Voraussetzungen nach Satz 1 zu überprüfen



Ausnahme
Polizei, Streikräfte und 
ggf. Feuerwehr

Angehörige der Streitkräfte und 
Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und aus 
einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland 
zurückkehren

 Angehörige der Streitkräfte und 
Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz oder 
aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland 
zurückkehren

Ausnahme
Durchreise

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen […], diese 
haben das Gebiet [einfügen: Geltungsbereich 
dieser Verordnung] auf unmittelbarem Weg zu 
verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder nach Baden-
Württemberg einreisen; diese haben das Gebiet 
des Landes Baden-Württemberg auf direktem Weg 
zu verlassen […]



Ausnahme
Ärztliches Zeugnis

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
vorhanden sind, und dieses der zuständigen 
Behörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Das 
ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus stützen, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem sonstigen durch das Robert Koch-
Institut veröffentlichten Staat durchgeführt worden 
ist. Das Testergebnis darf bei Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland nicht älter als 48 
Stunden sein [...]



Ausnahme

Ausnahmen gelten nur soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts hinweisen

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach der Einreise Symptome auf, die auf 
eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen im Sinne 
der Absätze 1 bis 6 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren



Ausnahmen der Quarantänepflicht für Einreisende nach Bundesländern aus Risikogebieten (Stand 15. Juli 2020)
Bayern Berlin Brandenburg
07.07.2020 23.06.2020 12.06.2020

https://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/rechts
grundlagen/ 

https://www.berlin.de/corona/massnahmen/veror
dnung/#headline_1_12

https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/

https://www.verkuendung-
bayern.de/baymbl/2020-335/

https://www.berlin.de/corona/massnahmen/veror
dnung/#headline_1_12 

https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/sar
s_cov_2_quarv 



Personen, die sich innerhalb von 14 Tagen vor der 
Einreise in einem Risikogebiet nach RKI aufgehalten 
haben

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben; 
Personen, die aus dem Inland in das Land Berlin 
einreisen und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einer 
Risikoregion innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland aufgehalten haben. Eine Risikoregion 
im Sinne von Satz 1 ist eine Region in der ein 
erhöhtes Risiko für eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 besteht. Die Einstufung als 
Risikoregion nach Satz 1 erfolgt durch die für 
Gesundheit zuständige Senatsverwaltung im 
Einvernehmen mit der Senatskanzlei und wird 
durch die für Gesundheit zuständige 
Senatsverwaltung veröffentlicht

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor der Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen, Waren und Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug 
transportieren

a. der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens



b. der öffentlichen Sicherheit und Ordnung

c. der Pflege diplomatischer und konsularischer 
Beziehungen

der Pflege diplomatischer und konsularischer 
Beziehungen 

d. der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens

e. der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, 
Regierung und Verwaltung des Bundes, der Länder 
oder der Kommunen

f. der Funktionsfähigkeit der Organe der 
Europäischen Union und internationaler 
Organisationen



die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-
, Bahn- oder Busverkehrsunternehmen oder als 
Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 
Bussen außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten 
haben

die zwingend notwendig und unaufschiebbar 
beruflich oder medizinisch veranlasst in das 
Bundesgebiet einreisen



die  sich weniger als 48 Stunden im Ausland 
aufgehalten haben oder die einen sonstigen 
triftigen Reisegrund haben; hierzu zählen 
insbesondere soziale Aspekte wie etwa

ein geteiltes Sorgerecht

der Besuch des nicht unter dem gleichen Dach 
wohnenden Lebenspartners

dringende medizinische Behandlungen  

Beistand oder Pflege schutzbedürftiger 
Personen



Im Übrigen kann die zuständige 
Kreisverwaltungsbehörde in begründeten 
Einzelfällen auf Antrag weitere Befreiungen 
erteilen

Über die Ausnahmen hinaus können in 
begründeten Fällen Befreiungen von der 
Absonderungspflicht (§ 8 Absatz 1 Satz 1) 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange und epidemiologischer 
Aspekte vertretbar ist […]

In begründeten Fällen können Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist





Angehörige der Bundeswehr und alliierter 
Streitkräfte im Sinne des NATO Truppenstatuts 
sowie Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz 
und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im 
Ausland zurückkehren oder zum Einsatz im 
Geltungsbereich dieser Verordnung beordert sind. 
Für mitreisende Familienangehörige findet § 1 
(Quarantänpflicht) Anwendung 

Personen, die nur zur Durchreise in den Freistaat 
Bayern einreisen; diese haben den Freistaat Bayern 
auf unmittelbarem Weg zu verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder in das Land 
Berlin einreisen; diese haben das Gebiet des 
Landes Berlin auf direktem Weg unverzüglich zu 
verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in das Land 
Brandenburg einreisen; diese haben das Gebiet des 
Landes Brandenburg auf direktem Weg zu 
verlassen […]



Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen Kreisverwaltungsbehörde auf 
Verlangen unverzüglich vorlegen. Das ärztliche 
Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen Staat, 
den das RKI in eine Liste von Staaten mit hierfür 
ausreichendem Qualitätsstandard aufgenommen 
hat, durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
der Einreise nach Deutschland vorgenommen 
worden ist [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis nebst 
aktuellem Laborbefund in deutscher oder in 
englischer Sprache verfügen, welches bestätigt, 
dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV 2 
vorhanden sind, und dieses der zuständigen 
Behörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Das 
ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert-Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist [...]

Personen, die der zuständigen Behörde 
unverzüglich nach der Einreise ein ärztliches 
Zeugnis in deutscher oder englischer Sprache 
vorlegen, welches bestätigt, dass keine 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit 
dem SARS-CoV-2-Virus vorhanden sind. Das 
ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus stützen, 
die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem sonstigen durch das Robert Koch-
Institut veröffentlichten Staat durchgeführt und 
höchstens 48 Stunden vor Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen 
worden ist [...]



Die Ausnahmen von der Absonderungspflicht 
gelten nur, soweit die dort bezeichneten Personen 
keine Symptome aufweisen, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach 
Absatz 2 bis 4 unverzüglich das zuständige 
Gesundheitsamt hierüber zu informieren.

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach den 
Absätzen 1 bis 3 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren



Bremen Hamburg Hessen
14.07.2020 30.06.2020 06.07.2020

https://www.bremen.de/corona https://www.hamburg.de/allgemeinverfuegungen/ https://www.hessen.de/fuer-buerger/corona-
hessen/verordnungen-und-allgemeinverfuegungen 

https://www.gesetzblatt.bremen.de/fastmedia/83
2/2020_07_14_GBl_Nr_0065_signed.pdf

https://www.luewu.de/docs/gvbl/docs/2366.pdf https://www.hessen.de/sites/default/files/media/
1vo_corona_stand_0607.pdf



Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen, Waren und Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug 
transportieren und sich dafür weniger als 72 
Stunden in einem Staat nach  § 1 Abs. 4  
(Risikogebiet) aufgehalten haben oder sich zu 
diesem Zweck weniger als 48 Stunden in Hessen 
aufhalten.



der Pflege diplomatischer und konsularischer 
Beziehungen

der Pflege diplomatischer Beziehungen

der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, 
Regierung und Verwaltung des Bundes, der Länder 
und der Kommunen

der Funktionsfähigkeit der Europäischen Union und 
internationaler Organisationen



die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-
, Bahn- oder Fernbusverkehrsunternehmen oder 
als Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen 
und Bussen weniger als 72 Stunden in einem Staat 
nach § 1 Abs. 4 (Risikogebiet) aufgehalten haben 
oder sich zu diesem Zweck weniger als 48 Stunden 
in Hessen aufhalten





Im Übrigen können in der Stadtgemeinde Bremen 
das Gesundheitsamt und in der Stadtgemeinde 
Bremerhaven die Ortspolizeibehörde in 
begründeten Härtefällen auf Antrag weitere 
Befreiungen erteilen

In begründeten Fällen können Befreiungen von den 
Pflichten nach § 35 Absatz 1 zugelassen werden, 
sofern dies unter Abwägung aller betroffenen 
Belange vertretbar ist

In begründeten Fällen können durch das zuständige 
Gesundheitsamt Befreiungen zugelassen werden, 
sofern dies unter Abwägung aller betroffenen 
Belange vertretbar ist





Personen, die bei der Polizei oder der Feuerwehr 
tätig sind, werden von den §§ 19 und 20 
ausgenommen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der in der Anlage zu dieser Verordnung 
aufgeführten Behörden und Betriebe werden von 
den §§ 19 und 20 ausgenommen, soweit sie 
ausdrücklich durch den Dienstherrn oder die 
Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber benannt 
werden. Diese haben den Ortspolizeibehörden und 
den Gesundheitsämtern eine Liste der 
ausgenommenen Personen zu übermitteln

die als Angehörige der Bundeswehr und alliierter 
Streitkräfte im Sinne des NATOTruppenstatuts 
sowie als Polizeivollzugsbeamte aus dem Einsatz 
und aus einsatzgleichen Verpflichtungen in einem 
Staat nach § 1 Abs. 4 (Risikogebiet) zurückkehren 
oder zum Einsatz im Geltungsbereich dieser 
Verordnung beordert sind

Personen, die nur zur Durchreise in die Freie 
Hansestadt Bremen einreisen; diese haben das 
Gebiet der Freien Hansestadt Bremen auf 
unmittelbarem Weg zu verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder in die Freie und 
Hansestadt Hamburg einreisen; diese haben das 
Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg auf 
unmittelbarem Weg zu verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen; diese 
haben das Gebiet Hessens auf unmittelbarem Weg 
zu verlassen […]



Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache in Papier- 
oder digitaler Form verfügen, welches bestätigt, 
dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-2 
vorhanden sind, und dieses dem zuständigen 
Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Ein aus einem fachärztlichen, 
qualitätsgesicherten (akkreditierten) Labor 
stammender Befund ist ein ärztliches Zeugnis. Das 
ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist[...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
vorhanden sind, und dieses der zuständigen 
Behörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Das 
ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus stützen, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem sonstigen durch das Robert Koch-Institut 
veröffentlichten Staat durchgeführt und höchstens 
48 Stunden vor Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen worden ist [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-
Virus vorhanden sind, und dieses dem zuständigen 
Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss 
sich auf eine molekularbiologische Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-
Virus stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist [...]



Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 
oder § 36 Abs. 1 Nr. 2 und 7 des 
Infektionsschutzgesetzes tätig sind und über ein 
ärztliches Zeugnis nach § 2 Abs. 3 verfügen, wird 
für diese Tätigkeit und einen Zeitraum bis zum 14. 
Tag nach ihrer Einreise das Tragen von persönlicher 
Schutzausstattung gemäß den jeweiligen Kriterien 
des Robert Koch-Instituts zur Vermeidung des 
Weitertragens von Infektionen mit SARS-CoV-2 
allgemein angeordnet. [...]

Die Ausnahmen bezgl. Durchreise und ärztlichem 
Zeugnis gelten nur, soweit die dort bezeichneten 
Personen keine Symptome aufweisen, die auf eine 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im 
Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach 
Absatz 2 und Absatz 3 unverzüglich das zuständige 
Gesundheitsamt hierüber zu informieren

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach den 
Absätzen 2 bis 4 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome für eine Erkrankung 
mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweiligen 
Kriterien des Robert Koch-Instituts auf, haben die 
Personen nach Abs. 2 bis 4 unverzüglich das 
zuständige Gesundheitsamt hierüber zu 
informieren



Mecklenburg-Vorpommern Niedersachsen Nordrhein-Westfalen
09.04.2020
Letzte Änderung 07.07.2020

11.07.2020 15.07.2020

https://www.regierung-
mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--
Blickpunkte/Wichtige-Informationen-zum-
Corona–Virus/

https://www.niedersachsen.de/Coronavirus/vorsc
hriften-der-landesregierung-185856.html

https://www.mags.nrw/coronavirus-
rechtlicheregelungen-nrw 

http://www.landesrecht-
mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showd
occase=1&st=lr&doc.id=jlr-
CoronaVQuarVMVrahmen&doc.part=X&doc.origin
=bs

https://www.niedersachsen.de/download/156986 https://www.mags.nrw/sites/default/files/asset/d
ocument/200712_fassung_coronaeinrvo_ab_15.07
.2020_lesefassung.pdf



Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben. 
Personen, die aus einem Landkreis oder einer 
kreisfreien Stadt nach Mecklenburg-Vorpommern 
einreisen oder darin ihren Wohnsitz haben, in dem 
in den letzten sieben Tagen vor der Einreise die 
Zahl der Neuinfektionen laut der Veröffentlichung 
des Robert Koch-Institut pro 100.000 Einwohner 
höher als 50 ist.

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor ihrer Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug 
transportieren



Angehörige diplomatischer oder konsularischer 
Vertretungen; oder
Personen, die sich zur Erledigung diplomatischer 
oder konsularischer Aufgaben oder zwingender 
beruflicher Angelegenheiten im Bundesgebiet 
aufhalten

 Mitglieder einer Volksvertretung der Europäischen 
Union, des Bundes, der Länder oder der 
Kommunen sowie Mitglieder des Bundesrates; 
nach § 2 Absatz 4 sind diese zur Beschaffung eines 
ärztlichen Zeugnisses im Sinne von Absatz 2 
unverzüglich nach der Einreise in das Gebiet des 
Landes Nordrhein-Westfalen verpflichtet 



die sich aus zwingenden beruflichen 
Angelegenheiten, insbesondere im Rahmen ihrer 
Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder 
Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung von 
Flugzeugen, Schiffen, Bahnen oder Bussen, in 
einem Risikogebiet nach § 1 Absatz 4 aufgehalten 
haben; nach § 2 Absatz 4 sind diese zur 
Beschaffung eines ärztlichen Zeugnisses im Sinne 
von Absatz 2 unverzüglich nach der Einreise in das 
Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen 
verpflichtet 



die keine Symptome aufweisen, die auf eine 
Erkrankung mit dem Corona-Virus SAR-CoV-2 im 
Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen, und die sich 
weniger als 48 Stunden im Ausland aufgehalten 
haben

die sich für weniger als 72 Stunden aus einem der 
folgenden Reisegründe im Bundesgebiet aufhalten:

ein geteiltes Sorgerecht
ein Umgangsrecht
den Besuch des nicht unter gleichem Dach 
wohnenden Lebenspartners oder von 
Verwandten ersten und zweiten Grades

die aus einem dringenden, insbesondere 
persönlichen oder gesundheitsbezogenen Grund 
oder zwecks Wahrnehmung behördlich 
verpflichtender Termine nach Niedersachsen 
einreisen

dringende medizinische Behandlungen

Beistand oder Pflege schutz- beziehungsweise 
hilfebedürftiger Personen

Betreuung von Kindern



Beerdigungen und Einäscherungen

die Teilnahme an zivilen oder religiösen 
Hochzeiten

In begründeten Fällen können Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist

Die zuständige Behörde kann in begründeten 
Einzelfällen auf Antrag Befreiungen von Absatz 1 
zulassen, soweit dies unter Abwägung aller 
betroffenen Belange vertretbar ist

In begründeten Fällen kann das zuständige 
Gesundheitsamt Befreiungen von den 
Verpflichtungen nach § 1 Absatz 1 bis 3 zulassen, 
sofern dies unter Abwägung aller betroffenen 
Belange vertretbar ist […]



 Personen, die zum Zweck einer mindestens 
dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in das 
Bundesgebiet einreisen (insbesondere 
Saisonarbeitskräfte, Arbeitskräfte auf Baustellen) 
und den Schutzmaßnahmen nach § 1 unterfallen 
würden, sind ausgenommen, wenn am Ort ihrer 
Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den ersten 14 
Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen 
betriebliche Hygienemaßnahmen und 
Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb 
der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die der 
Verpflichtung nach § 1 Absatz 1, den 
Aufenthaltsort nicht zu verlassen, vergleichbar 
sind, sowie das Verlassen der Unterbringung nur 
zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der 
Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem 
Beginn bei der nach dem Landesrecht für 
Schutzmaßnahmen nach § 28 Absatz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörde an 
und dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen 
nach Satz 1 [...]



Angehörige der Streitkräfte und des 
Polizeivollzugsdienstes, die aus dem Einsatz oder 
aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland 
zurückkehren; nach § 2 Absatz 4 sind diese zur 
Beschaffung eines ärztlichen Zeugnisses im Sinne 
von Absatz 2 unverzüglich nach der Einreise in das 
Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen 
verpflichtet 

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder nach 
Mecklenburg-Vorpommern einreisen; diese haben 
das Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
auf direktem Weg zu verlassen […]

Personen, die keinen über eine Durchreise 
hinausgehenden Aufenthalt in Niedersachsen 
beabsichtigen. Diese Personen haben das Gebiet 
Niedersachsens auf unmittelbarem Weg zu 
verlassen […]

 Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder nach Nordrhein-
Westfalen einreisen; diese haben das Gebiet des 
Landes Nordrhein-Westfalen auf direktem Weg 
ohne Übernachtung zu verlassen […]



Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss 
sich auf eine molekularbiologische Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder englischer Sprache verfügen, das 
bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Corona-Virus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss 
sich auf eine molekularbiologische Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Corona-Virus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut bekannt gegebenen Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor der 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist. [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in Papier- 
oder digitaler Form in deutscher oder in englischer 
Sprache verfügen, welches bestätigt, dass keine 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind, und 
dieses dem zuständigen Gesundheitsamt auf 
Verlangen unverzüglich vorlegen. Ein aus einem 
fachärztlichen Labor stammender Befund ist ein 
ärztliches Zeugnis. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 
muss sich auf eine molekularbiologische Testung 
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 stützen, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
sonstigen durch das Robert Koch-Institut 
veröffentlichten Staat durchgeführt und höchstens 
48 Stunden vor der Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen worden ist [...]



Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach 
Absatz 2 und Absatz 3 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren.

Die Ausnahmen bezgl. Durchreise, ärztlichem 
Zeugnis und Befreiung gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit dem 
Corona-Virus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen. Treten binnen 14 Tagen nach 
der Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 im 
Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen, so haben die 
Personen nach den Absätzen 7 und 8 unverzüglich 
die zuständige Behörde hierüber zu informieren

Die Ausnahmen (abgesehen von der Befreiung in 
Einzelfällen) gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach der Einreise derartige Symptome auf, 
haben die Personen nach Absatz 2 bis Absatz 5 
unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt 
hierüber zu informieren



Rheinland-Pfalz Saarland Sachsen-Anhalt
25.06.2020
Mit Änderungen vom 14.07.2020

13.06.2020
Mit Änderungen vom 10.07.2020

30.06.2020

https://msagd.rlp.de/de/unsere-
themen/gesundheit-und-pflege/gesundheitliche-
versorgung/oeffentlicher-gesundheitsdienst-
hygiene-und-
infektionsschutz/infektionsschutz/informationen-
zum-coronavirus-sars-cov-2/

https://corona.saarland.de/DE/service/massnahm
en/massnahmen_node.html

https://ms.sachsen-
anhalt.de/themen/gesundheit/aktuell/coronavirus
/

https://msagd.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-
Dateien/Corona/10._Bekaempfungsverordnung/20
0625_1._AEndVO_10CoBeLVO__003_.pdf

https://corona.saarland.de/DE/service/downloads/
_documents/corona-verfuegungen/dld_2020-06-
12-amtsblatt-
rechtsverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=1

https://www.landesrecht.sachsen-
anhalt.de/perma?a=CoronaVQuarV_ST



Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet sich aufgehalten haben;  Risikogebiete 
außerhalb Deutschlands nach RKI; 
Risikogebiete sind auch Regionen innerhalb 
Deutschlands, solange innerhalb eines Zeitraums 
von sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 laut der 
Veröffentlichungen des Robert Koch-Instituts 
(täglicher Lagebericht des RKI zur Coronavirus-
Krankheit-2019) höher als 50 Fälle pro 100.000 
Einwohnern ist. Betroffen sind auch Personen, die 
neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine 
Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende des 
Landes aufgenommen werden

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

Personen, die bis einschließlich 16. September 
2020, 24 Uhr (...) aus dem Ausland in das Land 
Sachsen-Anhalt einreisen und sich zu einem 
beliebigen Zeitpunkt innerhalb von 14 Tagen vor 
der Einreise in einem Risikogebiet nach RKI 
aufgehalten haben





die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-
, Bahn- oder Busverkehrsunternehmen oder als 
Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 
Bussen in einem Risikogebiet aufgehalten haben

die täglich oder für bis zu fünf Tage zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst in das Land Rheinland-Pfalz 
einreisen



die sich weniger als 72 Stunden in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben oder die einen 
sonstigen triftigen Reisegrund haben;  hierzu 
zählen insbesondere soziale Aspekte wie etwa:

ein geteiltes Sorgerecht

der Besuch des nicht im eigenen Hausstand 
wohnenden Lebenspartners

dringende medizinische Behandlungen

Beistand oder Pflege schutzbedürftiger 
Personen

Gründe, die in Ausbildung oder Studium liegen



In begründeten Fällen können Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist

In begründeten Fällen können Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist

In begründeten Fällen können Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist



Personen, die zum Zwecke einer mehrwöchigen 
Arbeitsaufnahme aus einem Risikogebiet nach § 19 
Abs. 4 oder 5 in das Gebiet des Landes Rheinland-
Pfalz einreisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung 
und ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach 
ihrer Einreise, gruppenbezogen betriebliche 
Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur 
Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe 
ergriffen werden, die einer Absonderung nach § 19 
Abs. 1 vergleichbar sind, sowie das Verlassen der 
Unterbringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
gestattet ist. Das Recht der zuständigen Behörde, 
weitergehende Maßnahmen, insbesondere in 
begründeten Fällen eine ständige Absonderung, 
anzuordnen, bleibt unberührt. Der Arbeitgeber 
zeigt die Arbeitsaufnahme bei der zuständigen 
Behörde an und dokumentiert die ergriffenen 
Maßnahmen nach Satz 1. Die zuständige Behörde 
hat die Einhaltung zu überprüfen



Personen, die nur zur Durchreise in den 
Geltungsbereich dieser Verordnung einreisen; 
diese haben das Gebiet des Geltungsbereiches 
dieser Verordnung auf unmittelbarem Weg zu 
verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder in das Saarland 
einreisen; diese haben das Gebiet des Saarlandes 
auf direktem Weg zu verlassen […]

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen; diese 
haben das Gebiet des Landes Sachsen-Anhalt auf 
direktem Weg zu verlassen […]



Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss 
sich auf eine molekularbiologische Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in den Geltungsbereich dieser Verordnung 
vorgenommen worden ist [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss 
sich auf eine molekularbiologische Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich 
vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 muss 
sich auf eine molekularbiologische Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden ist [...]



Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils 
aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts 
hinweisen. Treten binnen 14 Tagen nach Einreise in 
den Geltungsbereich dieser Verordnung Symptome 
auf, die auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils aktuellen 
Kriterien des Robert Koch-Instituts hinweisen, 
haben die Personen nach Absatz 2 bis 5 
unverzüglich die zuständige Behörde hierüber zu 
informieren

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach 
Absatz 2 und Absatz 3 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach 
Absatz 2 und Absatz 3 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren



Sachsen Schleswig-Holstein Thüringen
25.06.2020 11.07.2020 16.07.2020

https://www.coronavirus.sachsen.de/amtliche-
bekanntmachungen.html  

https://schleswig-
holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/_docu
ments/teaser_erlasse.html

https://www.tmasgff.de/covid-19/rechtsgrundlage

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18739-
Saechsische-Corona-Quarantaene-Verordnung#p1

https://schleswig-
holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse
/Verordnung_Reiserueckkehrer_Lesefassung.html

https://www.tmasgff.de/covid-
19/verordnung#c831



Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben. 

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben. Auch 
eine Region innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, in welcher innerhalb eines Zeitraums 
von 7 Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 laut der 
Veröffentlichungen des Robert Koch-Institut höher 
als 50 von 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern ist, kann vom für Gesundheit 
zuständigen Ministerium des Landes Schleswig-
Holstein als Risikogebiet eingestuft werden [...]

Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt 
innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem 
Risikogebiet nach RKI aufgehalten haben

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen oder Güter auf der Straße, der Schiene, 
per Schiff oder per Flugzeug transportieren

die beruflich bedingt Personen, Waren und Güter 
auf der Straße, der Schiene, per Schiff oder per 
Flugzeug transportieren

die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen befördern oder Waren und Güter auf der 
Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug 
transportieren

a. der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens



b. der öffentlichen Sicherheit und Ordnung

c. der Pflege diplomatischer und konsularischer 
Beziehungen

d. der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens

e. der Funktionsfähigkeit von Volksvertretungen, 
Regierung und Verwaltung des Bundes, der Länder 
und der Kommunen

f. der Funktionsfähigkeit der Organe der 
Europäischen Union und internationaler 
Organisationen



die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-
, Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als 
Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 
Bussen außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten 
haben

die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-
, Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als 
Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 
Bussen in einem Risikogebiet aufgehalten haben

die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiter 
von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder 
Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung von 
Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen 
außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten haben

die täglich oder für bis zu 48 Stunden zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst nach Schleswig-Holstein 
einreisen

die einen Arzt oder ein Krankenhaus zur 
Durchführung einer unaufschiebbaren ärztlichen 
Behandlung oder eine medizinische Stelle zur 
nachträglichen Testung auf das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
aufsuchen



die sich weniger als 48 Stunden in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben

die einer rechtsverbindlichen gerichtlichen oder 
behördlichen Ladung oder Anordnung Folge leisten 
müssen, nachdem die jeweilige Person das Gericht 
oder die Behörde vorher über seine Pflicht zur 
Absonderung unterrichtet hat



In begründeten Fällen kann das zuständige 
Gesundheitsamt weitere Ausnahmen zulassen, 
sofern dies unter Abwägung aller betroffenen 
Belange vertretbar ist.

In begründeten Fällen können durch die zuständige 
kommunale Gesundheitsbehörde Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist.

Im Übrigen kann die zuständige Behörde in 
begründeten Einzelfällen auf Antrag weitere 
Befreiungen erteilen



Personen, die zum Zweck einer mindestens 
dreiwöchigen Arbeitsaufnahme aus einem 
Risikogebiet nach § 1 Absatz 4 in das Gebiet des 
Freistaates Sachsen einreisen (Saisonarbeitskräfte), 
wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer 
Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise 
gruppenbezogen betriebliche Hygienemaßnahmen 
und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung 
außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die 
einer Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
vergleichbar sind, sowie das Verlassen der 
Unterbringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
erfolgt. Der Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme 
vor ihrem Beginn bei dem zuständigen 
Gesundheitsamt an und dokumentiert die 
ergriffenen Maßnahmen nach Satz 1 [...]



Angehörige der Streitkräfte und 
Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz sowie 
aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland in 
die Bundesrepublik Deutschland zurückkehren

Angehörige der Streitkräfte und 
Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und aus 
einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland 
zurückkehren

Personen, die nur zur Durchreise in die 
Bundesrepublik Deutschland oder in den Freistaat 
Sachsen einreisen; diese haben das Gebiet des 
Freistaates Sachsen auf direktem Weg zu verlassen

Personen, die nur zur Durchreise nach Schleswig-
Holstein einreisen; diese haben das Gebiet des 
Landes auf direktem Weg zu verlassen

Personen, die nur zur Durchreise nach Thüringen 
einreisen; diese haben das Gebiet Thüringens ohne 
vermeidbare Umwege zu durchqueren und zu 
verlassen



Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind und dieses dem 
zuständigen Gesundheitsamt auf Verlangen 
unverzüglich vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach 
Satz 1 muss sich auf eine molekularbiologische 
Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 stützen, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
sonstigen Staat gemäß Veröffentlichung durch das 
Robert Koch-Institut durchgeführt und höchstens 
48 Stunden vor Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen worden ist. [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher oder in englischer Sprache verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARSCoV-2 vorhanden sind, und dieses der 
zuständigen kommunalen Gesundheitsbehörde auf 
Verlangen unverzüglich vorlegen. Das ärztliche 
Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat 
durchgeführt worden ist; erfolgt die Testung vor 
der Einreise, dürfen zwischen Testergebnis und 
Einreise nicht mehr als 48 Stunden verstrichen 
sein. [...]

Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in 
deutscher Sprache oder eine entsprechende 
Übersetzung in die deutsche Sprache durch einen 
vereidigten Übersetzer verfügen, welches 
bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorhanden sind. Das ärztliche Zeugnis 
nach Satz 1 muss sich auf eine Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen Staat 
mit vergleichbarem Test-Qualitätsstandard 
entsprechend der Veröffentlichung durch das 
Robert Koch-Institut durchgeführt und höchstens 
48 Stunden vor Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen worden ist [...]



Die Ausnahmen bezgl. Durchreise, ärztlichem 
Zeugnis, Transport, Verkehrsunternehmen, 
Streitkräfte und Polizei gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung an COVID-19 im 
Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung an COVID-19 im Sinne der dafür jeweils 
aktuellen Kriterien des Robert Koch-Instituts 
hinweisen, haben die Personen nach den 
Absätzen 2 und 3 unverzüglich das zuständige 
Gesundheitsamt hierüber zu informieren.

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach 
Absatz 1 bis 3 unverzüglich die zuständige 
kommunale Gesundheitsbehörde hierüber zu 
informieren

Die Ausnahmen gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome 
aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 
im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 
Tagen nach Einreise Symptome auf, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-
Instituts hinweisen, haben die Personen nach den 
Absätzen 2 und 3 unverzüglich die zuständige 
Behörde hierüber zu informieren


